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Index

41/02 Passrecht Fremdenrecht

49/01 Flüchtlinge

Norm

AsylG 1997 §7;

AsylG 1997 §8;

FlKonv Art1 AbschnA Z2;

FrG 1997 §57;

Rechtssatz

Ausführungen dazu, dass bei Zutre;en der Behauptungen des Asylwerbers zu seinen Fluchtgründen seine Bedrohung

durch das Vorgehen der Polizei im Zusammenhang mit dem in der Beschwerde zutre;end relevierten und belegten

Umstand, dass Auseinandersetzungen um Bodenschätze die Hauptstreitpunkte zwischen den gesellschaftlichen

Gruppen in der betre;enden Region des Herkunftsstaates des Asylwerbers (Niger-Delta) sind, als politisch

begründetes Vorgehen zu werten wäre. Für die Annahme einer asylrechtlich relevanten Verfolgung aus Gründen der

politischen Gesinnung reicht es, dass eine staatsfeindliche politische Gesinnung zumindest unterstellt wird und die

Aussicht auf ein faires staatliches Verfahren zur Entkräftung dieser Unterstellung nicht zu erwarten ist (Hinweis E vom

30. September 1997, 96/01/0871). Als politisch kann alles qualiEziert werden, was für den Staat, für die Gestaltung bzw.

Erhaltung der Ordnung des Gemeinwesens und des geordneten Zusammenlebens der menschlichen Individuen in der

Gemeinschaft von Bedeutung ist (Hinweis Rohrböck, Das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl (1999) Rz 408).

Weitere Begründung im E.
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